Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1313 


Sachgebiet 611 


Vorblatt 


Steueränderungsgesetz 1971 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Nach Artikel 6 Abs. 5 des Grundgesetzes sind die Benach- 
teiligungen nichtehelicher Kinder zu beseitigen. Das bisherige 
Steuerrecht enthält mittelbare Benachteiligungen insofern, als 
es nichteheliche Väter schlechter stellt als eheliche. Das Steuer- 
recht ist außerdem den zivilrechtlichen Änderungen zugunsten 
der nichtehelichen Kinder anzupassen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat die unterschiedliche steuer- 
liche Behandlung von gesetzlichen oder tariflichen und nicht- 
tariflidien Zuschlägen für Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeit 
für unzulässig erklärt 

Durch das Steueränderungsgesetz 1966 wurde der Werbungs- 
kostenabzug für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, 
soweit er auf Entfernungen über 40 km entfällt, ausgeschlossen. 
Diese Regelung hat zu erheblichen Härten geführt.' 


B. Lösung 

Die steuerliche Behandlung nichtehelicher Väter soll grundsätz- 
lich der Regelung für getrennt lebende Eltern ehelicher Kinder 
angepaßt werden; den zivilrechtlichen Änderungen der Recht- 
stellung nichtehelicher Kinder soll Rechnung getragen werden. 

Die weder gesetzlich noch tariflich gewährten Zuschläge sollen 
in die Steuervergünstigung einbezogen werden. 

Die 40-km-Grenze soll wieder aufgehoben werden. 


C. Alteraativen 

Keine. 
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D. Kosten 

Es wird mit jährlichen Steuerausfällen — bei leicht steigender 
Tendenz — gerechnet, beginnend mit 

unter 10 Millionen DM zum Nichtehelichenrecht 
etwa 15 Millionen DM zu den Zulagen 
etwa 3,5 Millionen DM zur 40-km-Grenze 

davon knapp die Hälfte zu Lasten des Bundes. Die Rückwirkung führt 
zunächst zu einer doppelten Belastung. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. Oktober 1970 

1/4 (IV/5) — 52200 — Ste 16/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


EntAvurf eines Gesetzes 
über vordringliche Änderungen 
auf dem Gebiet des Steuerrechts 
(Steueränderungsgesetz 1971) 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Vorlage ist dem Herrn Präsidenten des Bundesrates am 
2. Oktober 1970 als besonders eilbedürftig zu geleitet worden. 
Die Stellungnahme des Bundesrates wird unverzüglich nach- 
gereicht werden. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 
über vordringlidie Änderungen 
auf dem Gebiet des Steuerredits 
(Steueränderungsgesetz 1971) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Einkommensteuer 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2265), geändert durch das Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung bewertungsrechtlicher 
Vorschriften und des Einkommensteuergesetzes vom 
22. Juli 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1118), wird wie 
folgt geändert: 


1. § 3 Ziff. 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „§§ 7 und 8 
des Kündigungsschutzgesetzes" durch die 
Worte „§§ 9 und 10 des Kündigungsschutz- 
gesetzes" ersetzt. 

b) Im letzten Satz werden hinter den Worten 
„12 Monats Verdienste" die Worte „ , unter 
den in § 10 Abs. 2 des Kündigungsschutzge- 
setzes bezeichneten Voraussetzungen 15 oder 
18 Monatsverdienste," eingefügt. 


2. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden 

aa) in der Ziffer 4 der Satz 2 gestrichen und 
im letzten Satz die Worte „Satz 3" durch 
„Satz 2" ersetzt; 

bb) in der Ziffer 5 im vorletzten Satz die 
Worte „Satz 3" durch „Satz 2" imd im 
letzten Satz die Worte „Satz V durch 
„Satz 3" ersetzt 

b) In Absatz 2 werden in Satz 1 die Worte „Ab- 
weichend von Absatz 1 Ziff. 4 Satz 3 und 4" 
durch die Worte „Abweichend von Absatz 1 
Ziff. 4 Satz 2 und 3" ersetzt. 


3. Dem § 12 Ziff. 3 werden die Worte „imd für Lie- 
ferungen oder sonstige Leistungen, die Ent- 
nahmen sind" angefügt. 


4. § 32 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 1 werden hinter dem Wort „ste- 
hen" die Worte „vorbehaltlich der Ziffer 5" 
eingefügt. 

b) Ziffer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe b erhält die folgende Fassung: 

„b) Stiefkinder, solange die Ehe, durch 
die das Stiefkindschaftsverhältnis be- 
gründet worden ist, besteht," 

bb) Buchstabe e erhält die folgende Fassung: 
„e) nichteheliche Kinder,". 

c) Die folgende Ziffer 5 wird angefügt: 

„5. Im Fall der Ziffer 1 steht dem Vater 
eines nichtehelichen Kindes der Kinder- 
freibetrag für dieses Kind nur auf Antrag 
zu." 

5. § 34 a erhält die folgende Fassung: 

„§34a 

Steuerfreiheit bestimmter Zuschläge 
zum Arbeitslohn 

(1) Gesetzliche oder tarifvertragliche Zuschläge, 
die für tatsächlich geleistete Sonntags-, Feier- 
tags- und Nachtarbeit neben dem Grundlohn ge- 
zahlt werden, sind steuerfrei, wenn der Arbeits- 
lohn 24 000 Deutsche Mark im Kalenderjahr nicht 
übersteigt. Die Zuschläge müssen in einem Ge- 
setz oder in einem Tarifvertrag dem Grunde und 
der Höhe nach festgelegt sein. An den Tarifver- 
trag müssen der Arbeitnehmer und sein Arbeit- 
geber gebunden sein, oder das Arbeitsverhältnis 
muß dem Tarifvertrag unterstellt worden sein. 

(2) Zuschläge, die in anderen Fällen für tatsäch- 
lich geleistete Sonntags-, Feiertags- und Nacht- 
arbeit neben dem Grundlohn gezahlt werden, 
sind, wenn der Arbeitslohn 24 000 Deutsche 
Mark im Kalenderjahr nicht übersteigt, steuer- 
frei, soweit sie 

1. für Sonntagsarbeit 50 vom Hundert, 

2. vorbehaltlich der Ziffer 3 für Arbeiten an 
gesetzlichen Feiertagen, auch wenn diese auf 
einen Sonntag fallen, 100 vom Hundert, 

3. für Arbeiten an den Weihnachtsfeiertagen 
und am 1. Mai 150 vom Hundert, 
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4. für gelegentliche Nachtarbeit 20 vom Hun- 
dert und für regelmäßige Nachtarbeit 10 vom 
Hundert 

des Grundlohns nicht übersteigen. 

(3) Für die Anwendung der Absätze 1 und 2 

gilt folgendes: 

1. Bei der Feststellung, ob der Arbeitslohn 
24 000 Deutsche Mark nicht übersteigt, blei- 
ben die nach den Absätzen 1 und 2 steuer- 
freien Zuschläge sowie andere steuerfreie 
Bezüge außer Betracht. 

2. Als Grundlohn gilt, was dem Arbeitnehmer 
bei der für ihn maßgebenden regelmäßigen 
Arbeitszeit in dem jeweiligen Lohnzahlungs- 
zeitraum an laufenden Geld- und laufenden 
Sachbezügen zusteht. Dieser Betrag ist auf 
einen Stundenlohn umzurechnen. 

3. Sonntagsarbeit und Feiertagsarbeit im Sinne 
des Absatzes 2 Ziff. 1 bis 3 ist die Arbeit in 
der Zeit von 0 Uhr bis 24 Uhr des jeweiligen 
Tages. Welche Tage gesetzliche Feiertage 
sind, bestimmen die am Ort der Arbeitsstätte 
geltenden Vorschriften. 

4. Nachtarbeit im Sinne des Absatzes 2 Ziff. 4 
ist die Arbeit in der Zeit von 20 Uhr bis 
6 Uhr." 


6. § 39 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Ziffer 5 wird gestrichen, 

b) Die bisherige Ziffer 6 wird Ziffer 5. 

7. In § 42 Abs. 2 Ziff. 3 werden hinter den Worten 
„innerhalb einer bestimmten Frist" die Worte 
„und nur unter Verwendung amtlich vorgeschrie- 
bener Vordrucke" eingefügt. 

8. In § 46 Abs. 2 Ziff. 4 werden die Worte „§ 40 
Abs. 1 Ziff. 5" durch die Worte „§ 40 Abs. 1 
Ziff. 6" ersetzt. 

9. § 52 erhält die folgende Fassung: 

„§52 

Schlußvorschriften 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts an- 
deres bestimmt ist, erstmals für den Veranla- 
gungszeitraum 1970 anzuwenden. Beim Steuer- 
abzug vom Arbeitslohn gilt Satz 1 mit der 
Maßgabe, daß die vorstehende Fassung erstmals 
auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden ist, 
der für einen nach dem 31. Dezember 1969 enden- 
den Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf 
sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 1969 
zufließen. 

(2) Die Vorschrift des § 3 Ziff. 2 des Einkom- 
mensteuergesetzes 1967 (Bundesgesetzbl. 1968 I 


S. 145) ist auf die in ihr bezeichneten Leistun- 
gen weiter anzuwenden. 

(3) Die Vorschrift des § 3 Ziff. 9 ist erstmals 
auf Abfindungen auf Grund von Kündigungen, 
die nach dem 31. August 1969 zugegangen sind, 
anzuwenden. 

(4) Die Vorschrift des § 4 Abs. 7 ist erstmals 
auf Ausgleichszahlungen anzuwenden, die für 
das Wirtschaftsjahr der Organgesellschaft ge- 
leistet werden, für das § 7 a des Körperschaft- 
steuergesetzes erstmals angewandt wird. 

(5) Bei Anwendung der Vorschrift des § 6 
Abs. 1 Ziff. 5 Buchstabe b ist die Vorschrift des 
§ 17 Abs. 1 Satz 4 nur zu berücksichtigen, wenn 
der Anteil nach dem 31. Dezember 1964 unent- 
geltlich erworben worden ist. 

(6) Bei beweglichen Wirtschaftsgütern, die vor 
dem 1. Januar 1958 angeschafft oder hergestellt 
worden sind, ist § 7 des Einkommensteuer- 
gesetzes 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1793) wei- 
ter anzuwenden. Bei beweglichen Wirtschafts- 
gütern des Anlagevermögens, die nach dem 
31. Dezember 1957 und vor dem 9. März 1960 
angeschafft oder hergestellt worden sind, ist § 7 
Abs. 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 672) weiter anzuwenden. 
Satz 2 gilt entsprechend für nach dem 8. März 
1960 angeschaffte oder hergestellte Wirtschafts- 
güter des Anlagevermögens, wenn 

1. die Wirtschaftsgüter vor dem 9. März 1960 
bestellt und bis zum 31. Dezember 1961 gelie- 
fert worden sind und vor dem 13. März 1960 
für die Wirtschaftsgüter eine Anzahlung ge- 
leistet oder von dem Lieferanten eine schrift- 
liche Auftragsbestätigung erteilt worden ist; 

2. mit der Herstellung der Wirtschaftsgüter vor 
dem 9. März 1960 begonnen worden ist und 
die Wirtschaftsgüter bis zum 31. Dezember 
1961 fertiggestellt worden sind. 

(7) Bei beweglichen Wirtschaftsgütern des An- 
lagevermögens mit einer betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer von mehr als 15 Jahren, die in 
der Zeit vom 1. Januar 1958 bis zum 31. Dezem- 
ber 1960 angeschafft oder hergestellt worden 
sind, darf der bei der Absetzung für Abnutzung 
in fallenden Jahresbeträgen nach einem unver- 
änderlichen Hundertsatz vom jeweiligen Buch- 
wert (Restwert) anzuwendende Hundertsatz ab- 
weichend von § 7 Abs. 2 Satz 2 

1. bei Wirtschaftsgütern mit einer betriebsge- 
wöhnlichen Nutzungsdauer von 16 bis 25 Jah- 
ren höchstens das Dreifache 

und 

2. bei Wirtschaftsgütern mit einer betriebsge- 
wöhnlichen Nutzungsdauer von mehr als 25 
Jahren höchstens das Dreieinhalbfache 

des bei der Absetzung für Abnutzung in glei- 
chen Jahresbeträgen in Betracht kommenden 
Hundertsatzes betragen; er darf jedoch im Fall 
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der Ziffer 1 16 vom Hundert und im Fall der 

Ziffer 2 12 vom Hundert nicht übersteigen, 

(8) Die Vorschriften des § 9 sind erstmals für 
das Kalenderjahr 1971 anzuwenden. 

(9) Die Vorschrift des § 10 Abs, 1 Ziff. 3 
Satz 2 ist erstmals auf Beiträge an Bausparkassen 
anzuwenden, die auf Grund von nach dem 
8. März 1960 abgeschlossenen Verträgen gelei- 
stet werden. 

(10) Beiträge zu Versicherungen auf den Er- 
lebens- oder Todesfall sowie zu Witwen-, Wai- 
sen-, Versorgungs- und Sterbekassen, die nicht 
die in § 10 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe b bezeich- 
neten Voraussetzungen erfüllen und nach dem 
31. Dezember 1966 geleistet werden, können als 
Sonderausgaben weiterhin abgezogen werden, 
wenn sie 

1. auf Grund von vor dem 1. Januar 1959 abge- 
schlossenen Versicherungsverträgen geleistet 
werden oder 

2. auf Grund von nach dem 31. Dezember 1958 
und vor dem 1. Juli 1965 abgeschlossenen 
Versicherungsverträgen geleistet werden und 
die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Ziff. 2 
Buchstabe b des Einkommensteuergesetzes 
1958 vorliegen oder 

3. auf Grund von nach dem 30. Juni 1965 und 
vor dem 9. Dezember 1966 abgeschlossenen 
Versicherungsverträgen geleistet werden und 
die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Ziff. 2 
Buchstabe b des Einkommensteuergesetzes 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1901) vorliegen. 

(11) Die Vorschrift des § 10 Abs. 2 ist erstmals 
bei nach dem 8. Dezember 1966 abgeschlossenen 
Versicherungsverträgen für einen nach dem 
31. Dezember 1966 geleisteten Einmalbeitrag und 
bei nach dem 8. Dezember 1966 abgeschlossenen 
Bausparverträgen für nach dem 31. Dezember 
1966 geleistete Beiträge an Bausparkassen anzu- 
wenden. 

(12) Für die Durchführung einer Nachversteu- 
erung bei Versicherungsverträgen gegen Einmal- 
beitrag und bei Bausparverträgen sind anzuwen- 
den 

1. bei Versicherungsverträgen gegen Einmalbei- 
trag, die nach dem 31. Dezember 1958 und 
vor dem 9. Dezember 1966 abgeschlossen 
worden sind, § 10 Abs. 2 Ziff. 1 des Ein- 
kommensteuergesetzes 1965 und 

2. bei Bausparverträgen, die nach dem 31. De- 
zember 1960 und vor dem 9. Dezember 1966 
abgeschlossen worden sind, § 10 Abs. 2 Ziff. 2 
des Einkommensteuergesetzes 1965. 

(13) Die Vorschrift des § 10 Abs. 4 ist nicht an- 
zuwenden, wenn die in dieser Vorschrift bezeich- 
neten Beiträge an Bausparkassen und prämienbe- 
günstigten Aufwendungen auf Grund von vor 
dem 9. Dezember 1966 abgeschlossenen Ver- 


trägen geleistet werden. § 10 Abs. 4 ist jedoch 
anzuwenden, wenn 

1. der Steuerpflichtige einen Sonderausgabenab- 
zug für nach dem 31. Dezember 1966 auf 
Grund von nach dem 8. Dezember 1966 ab- 
geschlossenen Verträgen geleistete Beiträge 
an Bausparkassen beantragt hat oder 

2. der Steuerpflichtige oder eine in § 10 Abs, 4 
Satz 1 genannte Person eine Prämie nach dem 
Spar-Prämiengesetz oder dem Wohnungsbau- 
Prämiengesetz für nach dem 31. Dezember 
1966 auf Grund von nach dem 8. Dezember 
1966 abgeschlossenen Verträgen geleistete 
Aufwendungen beantragt hat. 

(14) Die Vorschrift des § 13 Abs. 1 Ziff. 1 Satz 2 
ist erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, 
die nach dem 31. Dezember 1970 beginnen. Auf 
Antrag des Steuerpflichtigen kann für die Wirt- 
schaftsjahre 1971/72, 1972/73 und 1973/74 § 13 
Abs. 1 Ziff. 1 Satz 2 des Einkommensteuerge- 
setzes 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2265) weiter 
angewandt werden. Der Antrag ist bis zum Ab- 
lauf der Frist für die Abgabe der Einkommen- 
steuererklärung zu stellen. Die Vorschrift des 
§13 Abs. 3 ist letztmals für den Veranlagungs- 
zeitraum 1972 anzuwenden. 

(15) Die Vorschrift des § 17 Abs. 1 Satz 4 
ist nur anzuwenden, wenn der Veräußerer den 
veräußerten Anteil nach dem 31. Dezember 1964 
erworben hat. 

(16) Die Vorschrift des § 32 Abs. 2 Ziff. 1 des 
Einkommensteuergesetzes 1967 (Bundesgesetz- 
blatt 1968 I S. 145) ist in allen noch nicht rechts- 
kräftigen Veranlagungen früherer Veranlagungs- 
zeiträume mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
ein Kinderfreibetrag dem Steuerpflichtigen auch 
dann zusteht, wenn das Kind im Veranlagungs- 
zeitraum vor Ablauf der ersten vier Monate das 
18. Lebensjahr vollendet hatte. 

(17) Die Vorschriften des § 33 a Abs. 1 und des 
§ 41 Abs. 1 Ziff. 5 des Einkommensteuergeset- 
zes 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1355) gelten auch 
weiterhin mit der Maßgabe, daß sie bei einem 
Steuerpflichtigen jeweils nur für das Kalender- 
jahr, in dem bei ihm die Voraussetzungen für die 
Gewährung eines Freibetrags nach diesen Vor- 
schriften eingetreten sind und für die beiden fol- 
genden Kalenderjahre anzuwenden sind. Für ein 
Kalenderjahr, für das der Steuerpflichtige einer 
Steuerermäßigung nach § 33 für Aufwendungen 
zur Wiederbeschaffung von Hausrat und Klei-, 
düng beantragt, wird ein Freibetrag nicht ge- 
währt. 

(18) Die Vorschrift des § 34 a ist erstmals für 
das Kalenderjahr 1971 anzuwenden. Sie ist auch 
für frühere Kalenderjahre anzuwenden, soweit 
nicht die Unanfechtbarkeit von Bescheiden oder 
die Versäumung von Antragsfristen entgegen- 
steht. § 34 a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1973 außer Kraft. 

(19) Die auf Grund der Ermächtigung in § 39 
Abs. 4 Ziff. 5 des Einkommensteuergesetzes 1969 
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(Bundesgesetzbl. I S. 2265) erlassenen Vorschrif- 
ten sind letztmals auf Zuschüsse anzuwenden, 
die vor dem 1. Januar 1970 gezahlt werden/' 


Artikel 2 

Vermögensteuer 

§ 5 des Vermögensteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Juni 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 137), zuletzt geändert durch das 
Zweite Steueränderungsgesetz 1967 vom 21. Dezem- 
ber 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1254), wird wie folgt 
geändert: 


1. In Absatz 1 erhalten die Ziffern 2 und 3 die fol- 
gende Fassung: 

„2. 20 000 Deutsche Mark für den Ehegatten, 
wenn beide Ehegatten unbeschränkt steuer- 
pflichtig sind und nicht dauernd getrennt 
leben. 

3. 20 000 Deutsche Mark 

a) für jedes Kind, das das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, bei dem Vater 
eines nichtehelichen Kindes jedoch nur auf 
Antrag; 

b) auf Antrag des Steuerpflichtigen für jedes 
Kind, das das 18. Lebensjahr, aber noch 
nicht das 27. Lebensjahr vollendet hat und 

aa) überwiegend auf Kosten des Steuer- 
pflichtigen unterhalten und für einen 
Beruf ausgebildet wird oder 

bb) Wehrdienst (Ersatzdienst) leistet, 
wenn die Berufsausbildung durch die 
Einberufung zum Wehrdienst unter- 
brochen worden ist und der Steuer- 
pflichtige vor der Einberufung die 
Kosten des Unterhalts und der Berufs- 
ausbildung überwiegend getragen hat, 
oder 

cc) ein freiwilliges soziales Jahr im Sinne 
des Gesetzes zur Förderung eines frei- 
willigen sozialen Jahres ableistet; 

c) auf Antrag des Steuerpflichtigen für jedes 
Kind, das das 27. Lebensjahr vollendet 
hat, wenn das Kind überwiegend auf Ko- 
sten des Steuerpflichtigen unterhalten und 
für einen Beruf ausgebildet wird und der 
Abschluß der Berufsausbildung durch Um- 
stände verzögert worden ist, die weder 
der Steuerpflichtige noch das Kind zu ver- 
treten haben. Als ein solcher Umstand ist 
stets die Ableistung des Wehrdienstes 
(Ersatzdienstes) oder eines freiwilligen so- 
zialen Jahres anzusehen; 

d) auf Antrag des Steuerpflichtigen für jedes 
Kind, das das 18. Lebensjahr vollendet hat, 
wenn das Kind wegen körperlicher oder 


geistiger Gebrechen dauernd erwerbsunfä- 
hig ist und überwiegend auf Kosten des 
Steuerpflichtigen unterhalten wird. 

Der Freibetrag wird nicht gewährt für Kinder, 
die das 18. Lebensjahr vollendet haben und 
Vermögensteuer auf Grund selbständiger 
Veranlagung zu entrichten haben." 

2. Hinter Absatz 1 wird der folgende Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(1 a) Kinder im Sinne des Absatzes 1 sind 

a) eheliche Kinder, 

b) Stiefkinder, solange die Ehe, durch, die das 
Stiefkindschaftsverhältnis begründet wor- 
den ist, besteht, 

c) für ehelich erklärte Kinder, 

d) Adoptivkinder, 

e) nichteheliche Kinder, 

f) Pflegekinder." 

Artikel 3 

Erbschaftsteuer 

Das Erbschaftsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. April 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 187), geändert durch das Reparationsschädengesetz 
vom 12. Februar 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 105), wird 
wie folgt gändert: 


1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden nach dem Wort 
„Erbanfall" die Worte 

„einschließlich des Erwerbs auf Grund Erb- 
ersatzanspruchs (§§ 1934 a ff. des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs)" eingefügt; 

b) in Absatz 2 Nr. 4 werden nach dem Wort 
„Erbschaft" die Worte „eines Erbersatzan- 
spruchs (§ 1934 a des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs) " eingefügt. 

2, In § 3 Abs. 1 wird nach der Nummer 5 die fol- 
gende Nummer 5 a eingefügt: 

„5 a. was durch vorzeitigen Erbausgleich 
(§ 1934 d des Bürgerlichen Gesetzbuchs) er- 
worben wird;". 


3. In § 10 Abs. 1 erhält unter Steuerklasse I in 
Nummer 2 der Buchstabe c die folgende Fassung: 

„c) die nichtehelichen Kinder". 

4. In § 14 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b werden hinter 
dem Wort „Pflichtteilsanspruchs" die Worte 
„oder Erbersatzanspruchs" eingefügt. 
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5. In § 18 Abs, 1 Nr. 14 werden an den bisherigen 
Wortlaut die Worte „oder den Erbersatzan- 
spruch" angefügt. 

6. In § 24 Abs. 6 werden 

a) hinter dem Wort „Pflichtteilsrechten" die 
Worte „und aus Erbersatzansprüchen" und 

b) hinter dem Wort „Pflichtteil" die Worte 
„oder der Erbersatzanspruch" eingefügt. 

Artikel 4 

Schlußvorschriften 

(1) Artikel 2 ist erstmals bei Neuveranlagungen 
und Nachveranlagungen der Vermögensteuer auf 
den 1. Januar 1971 anzuwenden. 


(2) Artikel 3 ist mit Ausnahme der Nummer 2 auf 
Erwerbe anzuwenden, für die die Steuerschuld nach 
dem 30. Juni 1970 entstanden ist oder entsteht. 


Artikel 5 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin, Rechts- 
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes über vor- 
dringliche Änderungen auf dem Gebiet des Steuer- 
rechts faßt verschiedene gesetzgeberische Maßnah- 
men auf dem Gebiet der Einkommensteuer, Ver- 
mögensteuer und Erbschaftsteuer zusammen, die 
nach Auffassung der Bundesregierung besonders 
dringlich sind. Er sieht im einzelnen folgende Maß- 
nahmen vor: 

1 . Beseitigung der 40-km-Grenze für die steuerliche 
Anerkennung von Aufwendungen für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, 

2. Anpassung der einkommensteuerrechtlichen, ver- 
mögensteuerrechtlichen und erbschaftsteuerrecht- 
lichen Vorschriften an das Gesetz über die recht- 
liche Stellung der nichtehelichen Kinder vom 
19. August 1969 (BGBl. I S. 1243), 

3. Verfassungskonforme Regelung der Steuerfrei- 
heit von Zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit. 

I. Beseitigung der 40-km-Grenze für die steuerliche 
Anerkennung von Aufwendungen für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arheitsstätte 

Die Beseitigung der 40-km-Grenze soll Härten ver- 
meiden, die sich ergeben haben, wenn Arbeitnehmer 
in der Nähe ihrer Wohnung keinen geeigneten 
Arbeitsplatz finden und auch nicht an den Ort der 
Arbeitsstätte umziehen können. Die Aufhebung der 
Abzugsbeschränkung soll sowohl für die Benutzer 
öffentlicher Verkehrsmittel als auch für die Benutzer 
eines eigenen Kraftfahrzeugs gelten. 

Die Aufhebung der Abzugsbeschränkung von Kosten 
für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte ist 
bereits bei den Beratungen über den Entwurf eines 
Steueränderungsgesetzes 1970 im Finanzausschuß 
des Deutschen Bundestages beantragt und von der 
Mehrheit des Ausschusses angenommen worden. 
Nachdem die Weiterbehandlung des Gesetzentwurfs 
aus konjunkturpolitischen Gründen zurückgestellt 
worden ist, soll die vorgesehene Maßnahme, die 
wegen der geringen finanziellen Auswirkungen auf 
die Konjunkturlage ohne Einfluß ist, jetzt im Rah- 
men des vorliegenden Gesetzentwurfs getroffen 
werden. 

II. Anpassung der einkommensteuerrechtlichen, ver- 
mögensteuerrechtlichen und erbschaftsteuerrecht- 
lichen Vorschriften an das Gesetz über die recht- 
liche Stellung der nichtehelichen Kinder vom 
19. August 1969 (BGBl. I S. 1243) 

Durch das vorbezeichnete Gesetz ist die rechtliche 
Stellung der nichtehelichen Kinder an die rechtliche 


Stellung der ehelichen Kinder angenähert worden. 
Der vorliegende Gesetzentwurf sieht eine Regelung 
der sich aus dieser Änderung ergebenden steuer- 
rechtlichen Auswirkungen vor. 

Die Eltern nichtehelicher Kinder werden durch den 
Gesetzentwurf steuerlich grundsätzlich ebenso be- 
handelt wie getrennt lebende Eltern ehelicher Kin- 
der, d. h., daß sowohl dem Vater wie auch der Mutter 
des nichtehelichen Kindes ein Kinderfreibetrag ge- 
währt wird. Damit werden die schon im geltenden 
Recht enthaltenen Fälle der mehrfachen Gewährung 
des Kinderfreibetrages, die rechtspolitisch sicherlich 
unerwünscht sind, um eine weitere Fallgruppe ver- 
mehrt. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
im Rahmen der Steuerreform angestrebt werden 
muß, die mehrfache Gewährung von Kinderfreibe- 
trägen ganz zu beseitigen. Da dies sich nur im Zu- 
sammenhang mit einer grundlegenden Umgestaltung 
der steuerlichen Vergünstigungen und der Verfah- 
rensvorschriften erreichen läßt, war es nicht möglich, 
diese an sich erwünschte Regelung schon jetzt im 
Zusammenhang mit diesem Gesetzentwurf zu tref- 
fen. Die Bundesregierung hat auch überprüft, ob es 
möglich ist, den Vätern nichtehelicher Kinder einen 
Kinderfreibetrag nur dann zu gewähren, wenn fest- 
steht, daß der Vater des nichtehelichen Kindes für 
den Unterhalt aufkommt. Die Prüfung hat ergeben, 
daß gegen eine solche Lösung Verfassungs- und 
Praktikabilitätsgründe sprechen. Die Bundesregie- 
rung hielt es für bedenklich, nur bei den Vätern 
nichtehelicher Kinder eine Unterhaltszahlungsprü- 
fung durchzuführen, wenn nicht Gleiches auch für 
getrennt lebende oder geschiedene Väter ehelicher 
Kinder angeordnet wird. Es würde zu einer uner- 
träglichen Verwaltungserschwerung führen, in allen 
diesen Fällen die Gewährung des Kinderfreibetrags 
von dem Nachweis der tatsächlichen Unterhalts- 
leistung abhängig zu machen. 

III. Verfassungskonforme Regelung der Steuerfrei- 
heit von Zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- 
und Nachtarbeit 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Be- 
schluß vom 15. Januar 1969 entschieden, daß das 
Grundrecht aus. Artikel 3 Abs. 1 des Grundgesetzes 
(Gleichheitssatz) dadurch verletzt wird, daß § 34 a 
EStG nur Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit auf gesetzlicher oder tarifvertraglicher 
Grundlage begünstigt, nicht aber solche Zuschläge, 
die auf einer anderen Rechtsgrundlage beruhen 
(z. B. einer Betriebsvereinbarung oder einem Einzel- 
arbeitsvertrag). In seiner Entscheidung hat das Bun- 
desverfassungsgericht es dem Gesetzgeber über- 
lassen, wie die steuerliche Gleichbehandlung her- 
beigeführt werden soll. 

Der vorliegende Gesetzentwurf trägt diesem Be- 
schluß des Bundesverfassungsgerichts dadurch Rech- 
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nung, daß die Steuerfreiheit dieser Zuschläge, die 
bisher nur für gesetzliche oder tarifvertragliche Zu- 
schläge galt, nunmehr auf alle derartigen Zuschläge 
ausgedehnt wird ohne Rücksicht darauf, ob sie auf 
Grund gesetzlicher Regelung, eines Tarifvertrages, 
einer Betriebsvereinbarung oder eines Einzel- 
arbeitsvertrages gezahlt werden. Die bisherige Be- 
stimmung, nach der die Zuschläge nur dann steuer- 
frei sind, wenn der jährliche Arbeitslohn ohne diese 
Zuschläge insgesamt nicht mehr als 24 000 DM be- 
trägt, bleibt unverändert. 

Die vorgeschlagene Gesetzesänderung stellt eine 
Übergangslösung dar, die bis zum Inkrafttreten der 
Steuerreform am 1. Januar 1974 gelten soll. Damit 
ist gewährleistet, daß einerseits dem Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts hinsichtlich der steuer- 
lichen Gleichbehandlung aller Arbeitnehmer in der 
gebotenen Weise entsprochen wird, andererseits 
aber eine umfassende Regelung des ganzen Fragen- 
kreises unter Abstimmung mit den übrigen Steuer- 
reformüberlegungen erfolgen kann, zumal auch die 
jetzt vorgeschlagene Übergangsregelung nicht un- 
problematisch ist. Wie bereits in dem Bericht der 
Einkommensteuer-Kommission (vgl. Heft 7 der 
Schriftenreihe des BdF S. 267 ff.) und in dem Bericht 
der Bundesregierung über die Entwicklung der 
Finanzhilfen des Bundes und der Steuervergünsti- 
gungen gemäß § 12 des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 
8. Juni 1967 für die Jahre 1966 bis 1968 S. 56 f. 
(Drucksache V/2423) ausgeführt wird, läßt sich die 
Steuerbefreiung von Zuschlägen für Sonntags-, 


Feiertags- und Nachtarbeit steuersystematisch 
schwer rechtfertigen und bringt zudem einseitige 
Begünstigungen für bestimmte Personengruppen. So 
wird Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, die von 
Gewerbetreibenden und Freiberuflern geleistet 
wird, steuerlich nicht begünstig. Selbst Arbeit- 
nehmer werden unterschiedlich behandelt, je nach- 
dem, ob sie Zuschläge bekommen oder nicht und ob 
die Zuschläge auf Grund eines Tarifvertrages oder 
nach einer außertariflichen Vereinbarung gezahlt 
werden. Die Bundesregierung hielt es jedoch im 
Hinblick auf die derzeitige Konjunktursituation und 
die bevorstehende Steuerreform nicht für sinnvoll, 
den gesetzgebenden Körperschaften schon jetzt eine 
endgültige Entscheidung über das Für und Wider 
der Steuerbefreiung vorzuschlagen. 

Zu der Frage, welcher Personenkreis durch die 
Steuerfreiheit der Zuschläge für Sonntags-, Feier- 
tags- und Nachtarbeit bisher begünstigt war und 
durch die Neuregelung zusätzlich begünstigt wird, 
ist folgendes zu bemerken: Unter den Anwendungs- 
bereich von Tarifverträgen fallen etwa 17,5 Millio- 
nen Arbeitnehmer. Davon erhalten z. Z. etwa 3 Mil- 
lionen Arbeitnehmer steuerfreie Zuschläge für 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit. Nicht unter 
den Geltungsbereich eines Tarifvertrags fallen — 
abgesehen von den gesetzlichen Arbeitszeitregelun- 
gen für Beamte u. ä. — etwa 600 000 Arbeitnehmer, 
von denen aber nur rd. 100 000 Arbeitnehmer Zu- 
schläge erhalten; diese Zuschläge waren bisher 
steuerpflichtig und würden nach der vorgesehenen 
Übergangsregelung künftig steuerfrei bleiben. 


IV. Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs 


Jahr 

Einkommen- und Lohnsteuer-Mindereinnahmen ^ 
in Millionen DM 
durch 

Aufhebung der 
40-km-Grenze bei der 
Kfz-km-Pauschale für 
Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte 

Ausdehnung der Steuer- 
freiheit für Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeit 
auf Arbeitnehmer 
außerhalb gesetzlicher oder 
tarifvertraglicher 
Regelungen 

Zusammen 

insgesamt j 

darunter 

Bund 

insgesamt 

darunter 

Bund 

insgesamt 

1 darunter 
i Bund 

1 1 

2 i 

3 

4 

5 

6 

1 7 

Entstehungsjahr 1971 ... 

40 

17 

12 

5 

52 

22 

Rechnungsjahr 1970 .... 

— 

— 

10 2) 

4 

10 

4 

Rechnungsjahr 1971 .... 

35 

15 

12 

6 

50 

21 

Rechnungsjahr 1972 .... 

40 

17 

13 

6 

53 

23 

Rechnungsjahr 1973 .... 

50 

22 

14 

6 

64 

28 

Rechnungsjahr 1974 .... 

55 

24 

15 

6 

70 

30 


Ohne die finanziellen Auswirkungen der Steuerrechtsänderungen auf dem Gebiet des Nichtehelichenrechtes, die 
sich aus den Nebenwirkungen beim Sonderausgaben-Höchstbetrag u. a. m. ergeben und die nicht ohne weiteres 
abzuschätzen sind. Die Steuermindereinnahmen dürften aber insgesamt kaum 10 Mill. DM übersteigen. 

Rückwirkung für nicht rechtskräftige Veranlagungen. 
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B. Im einzelnen 
Artikel 1 

Einkommensteuergesetz 
Zu Artikel 1 Nr. 1 

Bei den Änderungen des § 3 Ziff. 9 EStG handelt es 
sich um Anpassung an die zwischenzeitlich geänder- 
ten Vorschriften des Kündigungsschutzgesetzes. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte sind nach § 9 Abs. 1 Ziff. 4 EStG nur 
abzugsfähig, soweit sie auf eine Entfernung von 
höchstens 40 km entfallen. Diese durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1966 eingeführte Begrenzung hat 
zu erheblichen Härten in den Fällen geführt, in 
denen Arbeitnehmer aus arbeitsmarktpolitisdien 
oder strukturpolitischen Gründen in der Nähe ihrer 
Wohnung keinen geeigneten Arbeitsplatz finden 
und auch nicht an den Ort der Arbeitsstätte um- 
ziehen können. Darüber hinaus hat die Regelung 
verwaltungsmäßige Schwierigkeiten verursacht. Zur 
Vermeidung dieser Härten und Schwierigkeiten ist 
eine Aufhebung der Abzugsbeschränkung vorge- 
sehen, die sowohl für die Benutzer öffentlicher Ver- 
kehrsmittel als auch für die Benutzer eines eigenen 
Kraftfahrzeugs gilt. 

Die Aufhebung der Abzugsbeschränkung wirkt sich 
auch für Gewerbetreibende bei Fahrten zwischen 
Wohnung und Betriebstätte und für selbständig 
Tätige bei Fahrten zwischen Wohnung und Stätte 
der Berufsausübung (§ 4 Abs. 5 Satz 3 EStG), sowie 
für Steuerpflichtige mit Einkünftigen des § 2 Abs. 3 
Ziff. 5 bis 7 EStG aus (§ 9 Abs, 3 EStG). 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

In § 12 Ziff. 3 EStG wird u, a, bestimmt, daß die 
Umsatzsteuer für den Eigenverbrauch unbeschadet 
der Vorschriften des § 10 EStG weder bei den ein- 
zelnen Einkunftsarten noch vom Gesamtbetrag der 
Einkünfte abgezogen werden darf. Bereits bisher ist 
diese Regelung auch auf die Fälle angewendet wor- 
den, in denen sich Lieferungen oder sonstige Lei- 
stungen einer Personengesellschaft an einen ihrer 
Gesellschafter als Entnahmen im Sinne des § 4 
Abs, 1 Satz 2 EStG darstellten. Die Änderung des 
§ 12 Ziff. 3 EStG bedeutet nur eine Klarstellung 
dieser Rechtslage. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Die vor geschlagenen Änderimgen sollen sicherstel- 
len, daß Eltern nichtehelicher Kinder Kinderfreibe- 
träge im gleichen Umfange wie getrennt lebende 
Eltern ehelicher Kinder erhalten. 

Zu Buchstaben a und c 

Nach § 32 Abs. 2 Ziff. 1 EStG erhalten Steuerpflich- 
tige für unter 18 Jahre alte Kinder Kinderfreibeträge 
ohne Antrag. Insbesondere aus Gründen der Prak- 


tikabilität im Lohnsteuerverfahren sieht der Entwurf 
abweichend von dieser Regelung vor, daß dem 
Vater eines nichtehelichen Kindes der Kinderfreibe- 
trag für dieses Kind nur auf Antrag zusteht. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 

Nach § 32 Abs. 2 Ziff. 3 Buchstabe b i. V. m. Ziff. 1 und 
2 EStG kann ein Kinderfreibetrag nur für eheliche 
Stiefkinder in Anspruch genommen werden. Die vor- 
geschlagene Vorschrift gibt die Unterscheidung zwi- 
schen ehelichen und nichtehelichen Stiefkindern auf. 

Die Einschränkung, daß die Gewährung eines Kin- 
derfreibetrags nur in Betracht kommt, solange die 
Ehe, durch die das Stiefkindschaftsverhältnis be- 
gründet worden ist, besteht, entspricht der Aus- 
legung, die der Bundesfinanzhof der geltenden Vor- 
schrift des § 32 Abs. 2 Ziff. 3 Buchstabe b EStG gege- 
ben hat. Diese Einschränkung ist zur Klarstellung in 
das Gesetz aufgenommen worden. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 

Nach § 32 Abs. 2 Ziff. 1 und 2 i. V. m. Ziff. 3 Buch- 
stabe e EStG kann nur die Mutter des nichtehelichen 
Kindes einen Kinderfreibetrag für dieses Kind in 
Anspruch nehmen. Dem Vater des nichtehelichen 
Kindes hingegen wird wegen seiner Unterhaltsauf- 
wendungen für das nichteheliche Kind auf Antrag 
lediglich eine Steuerermäßigung wegen außerge- 
wöhnlicher Belastung nach § 33 a Abs. 1 EStG in der 
Weise gewährt, daß die Aufwendungen, höchstens 
jedoch ein Betrag von 1 200 DM im Kalenderjahr, 
vom Einkommen abgezogen werden. Nach der vor- 
geschlagenen Regelung erhält der Vater eines nicht- 
ehelichen Kindes für dieses Kind einen Kinderfrei- 
betrag unter den gleichen Voraussetzungen und in 
gleichem Umfang wie für ein eheliches Kind. 

Das bedeutet, daß ein Kinderfreibetrag von 1 680 
DM, wenn es sich um ein zweites Kind handelt, und 
ein solcher von 1 800 DM zu gewähren ist, wenn es 
sich um ein drittes oder ein weiteres Kind handelt. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstaben aa und bb 

Die vorgeschlagene Änderung des § 32 Abs. 2 EStG 
wirkt sich einkomm ens teuer rechtlich außerdem noch 
aus 

1. bei der Berechnung des Sonderausgabenhöchst- 
betrags nach § 10 Abs. 3 Ziff, 2 Buchstabe a Satz 2 
EStG, 

2. gegebenenfalls in der Gewährung des besonderen 
Freibetrags nach § 32 Abs. 3 Ziff. 1 Buchstabe b 
EStG und 

3. bei der Berechnung der Höhe der zumutbaren 
Eigenbelastung nach § 33 Abs. 1 Satz 2 EStG 
i, V. m. § 64 EStDV. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Die vom Bundesverfassungsgericht geforderte 
steuerliche Gleichbehandlung der Zuschläge für 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit hätte sowohl 
durch eine Aufhebung der Steuerfreiheit für die bis- 
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her begünstigten Zuschläge (§ 34 a EStG) als auch 
durch eine Ausdehnung der Steuerfreiheit auf die 
bisher nicht begünstigten Zuschläge erreicht werden 
können. 

Die endgültige Entscheidung über Aufhebung oder 
Ausdehnung der Steuerfreiheit soll der Steuerreform 
Vorbehalten bleiben (vgl. Antwort der Bundesregie- 
rung auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion 
des Bundestags in Drucksache VI/495). Da mit dem 
Abschluß der Steuerreform erst in der zweiten 
Hälfte der Legislaturperiode zu rechnen ist, anderer- 
seits aber aus rechtsstaatlichen Gründen die Herbei- 
führung der Gleichbehandlung nicht länger ver- 
zögert werden kann, ist eine gesetzliche Ubergangs- 
regelung vorgesehen. Die Übergangsregelung, die 
bis zum 31. Dezember 1973 befristet ist (vgl. § 52 
Abs. 18 EStG in der Fassung des Artikels 1 Nr. 10 
des Gesetzentwurfs), enthält eine Ausdehnung der 
Steuerfreiheit auf die bisher nicht begünstigten Zu- 
schläge. 

Für gesetzliche und tarifvertragliche Zuschläge sind 
hinsichtlich der begünstigten Zeiten und der Höhe 
der Zuschläge wie bisher die entsprechenden gesetz- 
lichen oder tarifvertraglichen Regelungen maßge- 
bend (Absatz 1 des neuen § 34 a EStG). Für Zuschläge 
auf Grund anderer Vereinbarungen mußten zur Ver- 
meidung von Mißbräuchen die begünstigten Zeiten 
und die Höhe der als steuerfrei anzuerkennenden 
Zuschläge gesetzlich festgelegt werden (§ 34 a Abs, 2 
und Abs. 3 Ziff. 3 und 4 EStG). Dabei wurde von 
einem guten Durchschnitt der vergleichbaren Rege- 
lungen aus den wichtigsten Tarifverträgen ausge- 
gangen. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Für die Besteuerung von Arbeitgeberzuschüssen 
zum Krankengeld oder Hausgeld, das erkrankte 
Arbeiter aus der gesetzlichen Krankenversicherung 
erhielten, war auf Grund des § 39 Abs. 4 Ziff. 5 
EStG im Regelfall die Anwendung der Lohnsteuer- 
Tagestabelle vorgeschrieben. Diese Vorschrift muß 
als überholt angesehen werden, nachdem durch das 
Lohnfortzahlungsgesetz vom 27. Juli 1969 (BGBl. I 
S. 946) die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Zah- 
lung von Krankengeld- oder Hausgeldzuschüssen 
durch die Verpflichtung zur befristeten Fortzahlung 
des Arbeitslohns abgelöst worden ist. Der fortge- 
zahlte Arbeitslohn unterliegt dem Lohnsteuerabzug 
nach den allgemeinen Vorschriften. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Der zunehmende Einsatz von Datenverarbeitungs- 
anlagen zur Durchführung des Lohnsteuer- Jahres- 
ausgleichs macht die Verwendung sog. ablochfähiger 
Antragsvordrucke erforderlich. Aus diesem Grunde 
können nur amtliche vorgeschriebene Vordrucke zu- 
gelassen werden (§ 42 Abs. 2 Ziff. 3 EStG). 

Zu Artikel 1 Nr. 8 

Die vorgesehene Änderung des § 46 Abs. 2 Ziff. 4 
EStG ist lediglich redaktioneller Art. 


Zu Artikel 1 Nr. 9 

Die vorgeschlagene Vorschrift enthält die üblichen 
Schluß b es timmungen . 

Dabei wird insbesondere sichergestellt, daß die vor- 
geschlagenen Änderungen des § 32 Abs. 2 EStG 
(siehe zu Artikel 1 Nr. 4) erstmals für den Ver- 
anlagungszeitraum 1970 Geltung haben können. 
Eine solche Regelung erscheint geboten, weil das 
Gesetz über die rechtliche Stellung der nichtehe- 
lichen Kinder bereits am I. Juli 1970 in Kraft getre- 
ten ist. 

Artikel 2 

Vermögensteuergesetz 

Zu Artikel 2 

Nach § 5 Abs. 1 Ziff. 3 VStG erhält nur die Mutter 
des nichtehelichen Kindes einen Freibetrag von 
20 000 DM. Nach der vorgeschlagenen Änderung 
soll als Folge des Gesetzes über die rechtliche Stel- 
lung der nichtehelichen Kinder nunmehr wie bei 
der Einkommensteuer auch dem Vater eines nicht- 
ehelichen Kindes, das das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, der Kinderfreibetrag gewährt werden. 
Desgleichen soll für über 18 Jahre alte Kinder der 
Vater den Kinderfreibetrag für ein nichteheliches 
Kind unter den gleichen Voraussetzungen wie für 
ein eheliches Kind erhalten. 

Gleichzeitig soll für Kinder, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben und überwiegend auf Kosten des 
Steuerpflichtigen unterhalten und für einen Beruf 
ausgebildet werden, in § 5 Abs. 1 Ziff. 3 VStG die 
Altersgrenze von bisher 25 Jahren zur Anpassung 
an die einkommensteuerrechtliche Regelung des § 32 
Abs. 2 Ziff. 2 EStG auf 27 Jahre heraufgesetzt 
werden. 

Auch die übrigen in § 5 Abs. 1 und 1 a VStG vor- 
gesehenen vorwiegend redaktionellen Änderungen 
dienen der Änpassung an die entsprechenden Rege- 
lungen in § 32 EStG. 

Artikel 3 

Erbschaftsteuergesetz 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 des Gesetzentwurfs zieht die erbschaft- 
steuerrechtlichen Folgerungen aus den durch das 
Gesetz über die rechtliche Stellung der nichtehe- 
lichen Kinder getroffenen Änderungen auf dem Ge- 
biet des Erbrechts. Dabei dienen einige der in Arti- 
kel 3 vorgeschlagenen Änderungen nur der Klar- 
stellung. 

Zu Artikel 3 Nr. 1 
Zu Buchstabe a 

Dem nichtehelichen Kind steht künftig ein gesetz- 
licher Erbteil zu; sein Erwerb ist ein Erbanfall i. S. 
des § 2 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG. Das muß auch in den 
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Fällen des § 1934 a BGB gelten, in denen dem nicht- 
ehelichen Kind anstelle des gesetzlichen Erbteils ein 
Erbersatzanspruch in Höhe des Werts des Erbteils 
zusteht. Das soll durch die Ergänzung in Artikel 3 
Nr. 1 Buchstabe a klargestellt werden. 

Zu Buchstabe b 

Was als Abfindung für die Ausschlagung einer Erb- 
schaft von dritter Seite gewährt wird, gilt nach § 2 
Abs. 2 Nr. 4 ErbStG als Zuwendung vom Erblasser. 
Für die Abfindung, die für die Ausschlagung eines 
Erbersatzanspruchs gewährt wird, kann bei der 
Natur dieses Anspruchs nichts anderes gelten. Inso- 
weit dient auch die Ergänzung in Artikel 3 Nr. 1 
Buchstabe b der Klarstellung. 

Zu Artikel 3 Nr. 2 

Nach § 1934 d BGB kann ein nichteheliches Kind, das 
das 21., aber noch nicht das 27. Lebensjahr vollendet 
hat, von seinem Vater einen vorzeitigen Erbaus- 
gleich in Geld verlangen, dessen Höhe sich inner- 
halb einer Mindestgrenze und einer Höchstgrenze 
nach den Erwerbs- und Vermögensverhältnissen des 
Vaters richtet. Der vorzeitige Erbausgleich soll die 
erb rechtlichen Beziehungen zwischen dem Kind und 
seinen Abkömmlingen einerseits und dem Vater 
und dessen Verwandten andererseits ersetzen. Der 
vorzeitige Erbausgleich läßt sich in gewisser Weise 
mit dem Erbverzicht gegen eine Abfindung ver- 
gleichen und hat dieselben erbrechtlichen Wirkungen 
wie der Erbverzicht. Es ist daher gerechtfertigt, den 
Erwerb durch vorzeitigen Erbausgleich wie die Ab- 
findung für einen Erbverzicht (§ 3 Abs. 1 Nr. 5 
ErbStG) als eine Schenkung i. S. des Erbschaftsteuer- 
gesetzes zu behandeln. Darauf beruht die im Arti- 
kel 3 Nr. 2 vorgeschlagene Ergänzung des § 3 
Abs. 1 ErbStG. 

Zu Artikel 3 Nr. 4 

Bisher gilt die Steuerklasse I für die nichtehelichen 
Kinder uneingeschränkt beim Erwerb von der Mut- 
ter, beim Erwerb vom Vater nur, wenn er die Vater- 
schaft anerkannt hat. Künftig soll im Interesse der 
Gleichbehandlung mit den ehelichen Kindern die 
Steuerklasse I allen nicht ehelichen Kinder gewährt 
werden, bei denen die Vaterschaft durch Anerken- 
nung oder gerichtliche Entscheidung festgestellt 
worden ist. 

Zu Artikel 3 Nr. 4 

Im bürgerlichen Recht entsteht der Erbersatz- 
anspruch wie der Pflichtteil anspruch mit dem Erb- 
fall. Die Erb Schaft st euer schuld entsteht dagegen für 
den Pflichtteil erst mit dem Zeitpunkt der Geltend- 
machung (§ 14 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b ErbStG). 
Die gleichen Überlegungen, die für diese Regelung 
maßgebend waren, treffen auch für den Erbersatz- 
anspruch zu, zumal nach § 1934 b Abs. 2 BGB zahl- 
reiche für den Pflichtteil geltende Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs auf den Erbersatzanspruch 
sinngemäß anzuwenden sind. Demnach soll die 
Steuerschuld auch beim Erbersatzanspruch erst mit 
dem Zeitpunkt der Geltendmachung entstehen. 


Zu Artikel 3 Nr. 5 

Der Verzicht auf den Pflichtteilanspruch ist steuer- 
frei. Das muß in gleicher Weise für den Verzicht 
auf den Erbersatzanspruch gelten. 

Zu Artikel 3 Nr. 6 

Die vorgeschlagene Ergänzung des § 24 Abs. 6 
ErbStG folgt aus der Regelung, daß die Erbschaft- 
steuerschuld für einen Erbersatzanspruch erst mit 
seiner Geltendmachung entstehen soll (vgl. die Be- 
gründung zu Nr. 4). 

Artikel 4 

Schlußvorschriften 

Zu Artikel 4 

Zu Absatz 1 

Die vorgeschlagene Vorschrift soll sicher stellen, 
daß dem Vater eines nichtehelichen Kindes der 
Kinderfreibetrag bei der Vermögensteuer zum 
1. Januar 1971, dem frühestmöglichen Stichtag nach 
dem Inkrafttreten der bürgerlich-rechtlichen Rege- 
lung, im Wege von Neu Veranlagungen oder Nadi- 
Veranlagungen gewährt werden kann. 

Zu Absatz 2 

Die in Artikel 3 vorgeschlagenen Anpassungen der 
erbschaftsteuerrechtlichen Vorschriften an die durch 
das Gesetz über die rechtliche Stellung der nicht- 
ehelichen Kinder geänderten erbrechtlichen Vor- 
schriften sollen grundsätzlich von dem Zeitpunkt an 
gelten, an dem das vorgenannte Gesetz in Kraft 
getreten ist. Das ist der 1. Juli 1970. Artikel 4 
Abs. 2 bestimmt demnach, daß Artikel 3 im all- 
gemeinen auf Erwerbe angewendet wird, bei denen 
die Erbschaftsteuerschuld nach dem 30. Juni 1970 
entstanden ist oder entsteht. Um mögliche verfas- 
sungsrechtliche Bedenken gegen eine rückwirkende 
Besteuerung des vorzeitigen Erbausgleichs auszu- 
schließen, soll jedoch nach Artikel 4 Abs. 2 i. V. mit 
Artikel 6 der Artikel 3 Nr. 2 erst mit dem Tage des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes angewendet werden. 

Artikel 5 

Geltung im Land Berlin 

Artikel 5 enthält die übliche Berlin-Klausel. Sie stellt 
sicher, daß das Steueränderungsgesetz 1971 auch 
im Land Berlin angewendet wird. 

Artikel 6 
Inkrafttreten 

Die Vorschrift bestimmt, daß das Steueränderungs- 
gesetz 1971 am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft tritt. 
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